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Der Verwaltungsrat der Kliniken des Landkreises Straubing-Bogen hat in seiner Sitzung vom 

25.06.2024 den Jahresabschluss des Wirtschaftsjahres 2022 festgestellt. 

Der Jahresfehlbetrag wird auf neue Rechnung vorgetragen.  

Der Anteil der Abschreibungen für die Abnutzung mit EK-angeschaffte Anlagegüter wird mit den 

Kapitalrücklagen verrechnet. 

Der Jahresabschluss und der Lagebericht der Kreiskliniken Bogen-Mallersdorf werden in der 

Verwaltung der Klinik Bogen, Zimmer Nr. 411 in der Zeit vom 15.07.2024 bis einschließlich 

26.07.2024 während der allgemeinen Geschäftszeiten öffentlich zur Einsichtnahme ausgelegt. 

Der Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers wurde erteilt, er lautet: 

 

Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers: 
 

An das Kommunalunternehmen Kreiskliniken Bogen-Mallersdorf 

 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss des Kommunalunternehmens Kreiskliniken Bogen-Mallersdorf, Straubing,- 
bestehend aus Bilanz zum 31.12.2022 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 
01.01.2022 bis 31.12.2022 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht des Kommunalunternehmens 
Kreiskliniken Bogen-Mallersdorf für das Geschäftsjahr vom 01.01.2022 bis 31.12.2022 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnen Erkenntnisse 

 entspricht der Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen handelsrechtlichen 
Vorschriften, der Krankenhaus-Buchführungsverordnung und den ergänzenden landesrechtlichen 
Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage 
des Kommunalunternehmens zum 31.12.2022 sowie seiner Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 
01.01.2022 bis 31.12.2022 und 

01.07.2024 

 

Robert Betz 

Vorstand 

Telefon  0 94 22 / 822-562 

 

Gerlinde Presser  

Ltg. Finanzbuchhaltung 

Telefon 0 94 22 / 822-559 

presser.g@klinik-bogen.de 

Mussinanstraße 8 

94327 Bogen 

 

 

Bekanntmachungshinweis nach Verordnung über Kommunalunternehmen (KUV) 
§ 27 Aufstellung, Behandlung und Offenlegung des Jahresabschlusses  

und des Lageberichtes 2022 
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 vermittelt der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Kommunalunternehmens. 
In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar.  

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichtes geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit Art. 79 LKrO 
i.V. mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen 
Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind 
von dem Kommunalunternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen 
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten 
Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.  

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Verwaltungsrates für den Jahresabschluss und den 
Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften, der Krankenhausbuchführungsverordnung und ergänzenden 
landesrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Kommunalunternehmens 
vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in 
Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt 
haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit 
des Kommunalunternehmens zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben 
sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, 
sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht 
tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage des Kommunalunternehmens vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen 
Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet 
haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen 
gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im 
Lagebericht erbringen zu können. 

Der Verwaltungsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses des 
Kommunalunternehmens zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
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Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei 
von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Kommunalunternehmens vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen 
in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.  

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB und Art. 79 LKrO unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine 
wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder 
Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden 
könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts 
getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. 
Darüber hinaus 

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtigter – 
falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen 
als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche 
Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße 
betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende 
Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen 
Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um 
Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit 
dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme des Kommunalunternehmens abzugeben. 

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern 
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der 
Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit 
Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des 
Kommunalunternehmens zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu 
dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht 
aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu 
modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres 
Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können 
jedoch dazu führen, dass das Kommunalunternehmen seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr 
fortführen kann. 
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 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich 
der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so 
darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Kommunalunternehmens vermittelt. 

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und 
das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Kommunalunternehmens. 

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den 
gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die 
sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges 
Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben 
wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von 
den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die 
Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im 
internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen. 
 

München, den 31.01.2024 
Bayerischer Kommunaler Prüfungsverband 

gez.  
Christian Baumann 
Wirtschaftsprüfer 

 
 

 

 

 

 

 
Straubing, 01.07.2024 
Kommunalunternehmen 
Kreiskliniken Bogen-Mallersdorf 

 

gez. 

Robert Betz   
Vorstand   
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E I N L A D U N G 

 

zur Sitzung der Verbandsversammlung des Berufsschulverbandes 
Straubing-Bogen 

 

Ich lade hiermit die Verbandsräte/-innen zu der am    

Montag, 15.07.2024, 16:00 Uhr,    
im Seminarraum 1 

der Straubinger Ausstellungs- und Veranstaltungs GmbH, SAUV 

stattfindenden 3. Verbandsversammlung 2024 ein.    

Bei Verhinderung bitte ich um kurze Benachrichtigung und Verständigung des Vertreters.   

T a g e s o r d n u n g 

(öffentlicher Teil) 

1.  Genehmigung der Niederschrift vom 17.04.2024   

2.  Örtliche Rechnungsprüfung   
 Hier: Örtliche Prüfung und Feststellung der Jahresrechnung 2023 und Erteilung der  
 Entlastung gemäß Art. 102 Abs. 3 GO – Anlage   

3.  Sporthallennutzung ab 2025 
 Hier: Entscheidung über Gebührenänderung   

4.  Mitteilungen und Anfragen   

 

P a n n e r m a y r    
Oberbürgermeister und Verbandsvorsitzender   
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Az.: 21-6421/11 und 6420/16 
 
 
 

B e k a n n t m a c h u n g 

 

 

Durchführung einer Online-Konsultation nach § 5 Abs. 2 und 4 PlanSiG in dem förmlichen 
wasserrechtlichen Gestattungsverfahren nach § 15 WHG i.V. m. Art. 69 Satz 2 BayWG               i. 
V. m. Art. 72 ff. BayVwVfG für das Vorhaben: 
 
Vollzug der Wassergesetze; 
Erteilung einer gehobenen wasserrechtlichen Erlaubnis für das Ableiten und Entnehmen von 
Grundwasser (Quellwasser) aus der Quelle 1 (Flur Nr. 196, Gemarkung und Gemeinde Haibach) 
und Quelle 2 (Flur Nr. 233/1, Gemarkung und Gemeinde Haibach) für die öffentliche 
Wasserversorgung der Gemeinde Haibach durch die Gemeinde Haibach, Schulstraße 1, 94353 
Haibach, sowie Festsetzung eines Wasserschutzgebietes für diese Wasserversorgung 
 
1. Für die o. g. förmlichen wasserrechtliches Gestattungsverfahren führt das Landratsamt 

Straubing-Bogen das Anhörungsverfahren durch.  

 
Dieses wird nun mit einer Online-Konsultation gemäß § 5 Abs. 2 und 4 des Gesetzes zur 
Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren zur Vereinfachung 
der Verwaltung (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) fortgeführt. Diese Online-
Konsultation ersetzt den physischen Erörterungstermin. Die Durchführung der ersatzweisen 
Online-Konsultation wird hiermit gemäß §§ 5 Abs. 3 Satz 2 PlanSiG i. V. m. Art. 73 Abs. 6 Satz 
2 Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) und § 2 Abs. 1 PlanSiG bekannt gemacht. 
 

2. Im Rahmen dieser Online-Konsultation werden den zur Teilnahme an einem 

Erörterungstermin Berechtigten die sonst im Erörterungstermin zu behandelnden 

Informationen in der Zeit vom 22.07.2024 bis 12.08.2024 auf der passwortgeschützten 

Plattform  
https://cloud.straubing-bogen.de/public/download-shares/hgXu3rJkbU0CiPRo1DF8di4fwtnVxKsI 

 

im Internet zugänglich gemacht.  

Wer sich im Rahmen des Verfahrens geäußert hat, erhält mit der Benachrichtigung über die 

Online-Konsultation, auch die Erwiderung des Vorhabensträgers auf seine individuelle 

Äußerung. 

 

Mit Ablauf der Online-Konsultation endet auch die Möglichkeit des Austausches von 

Stellungnahme und Gegenstellungnahme.  

 

Die Teilnahmeberechtigten haben die Gelegenheit, zu der Erwiderung des Vorhabensträgers 

auf ihre Äußerung vom 22.07.2024 bis 12.08.2024 schriftlich beim Landratsamt Straubing-

Bogen, Wasserrecht, Leutnerstraße 15, 94315 Straubing, oder elektronisch per E-Mail über 

die E-Mail-Adresse: roth.uwe@landkreis-straubing-bogen.de Stellung zu nehmen.  

  

https://cloud.straubing-bogen.de/public/download-shares/hgXu3rJkbU0CiPRo1DF8di4fwtnVxKsI
mailto:roth.uwe@landkreis-straubing-bogen.de
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Zu beachten ist dabei:  

Bei schriftlichen Äußerungen gilt der Eingang bei der Behörde als fristwahrend. Eine 

Eingangsbestätigung zu den Äußerungen erfolgt nicht.  

Mit der Möglichkeit zur erneuten Äußerung im Rahmen der Online-Konsultation wird keine 
neue, zusätzliche Einwendungsmöglichkeit eröffnet. D. h., über die bereits vorgebrachten 
Argumente hinaus können keine neuen Sachargumente vorgebracht und im Verfahren 
berücksichtigt werden. Eine Wiederholung der bereits vorgebrachten Argumente in der Online-
Konsultation ist nicht erforderlich. 
 

3. Zugang zu dieser Plattform erhalten die Teilnahmeberechtigten, die sich im laufenden 

Verfahren geäußert haben und sonstige Betroffene. Die Teilnahmeberechtigten, die sich im 

laufenden Verfahren geäußert haben, werden individuell von der Anhörungsbehörde schriftlich 

benachrichtigt und ihnen die Zugangsdaten zu der Plattform mitgeteilt.  

Wer sich im Verfahren geäußert, aber bis zum 19.07.2024 noch keine Benachrichtigung 

erhalten hat, kann beim Landratsamt Straubing-Bogen unter der E-Mail-Adresse: 

roth.uwe@landkreis-straubing-bogen.de oder schriftlich beim Landratsamt Straubing-Bogen, 

Wasserrecht, Leutnerstraße 15, 94315 Straubing, den Zugang zur Online-Konsultation 

beantragen.  

Die zur Teilnahme außerdem berechtigten sonstigen Betroffenen, deren Belange durch das 
Vorhaben berührt werden, die sich bislang jedoch noch nicht im Verfahren geäußert haben, 
können beim Landratsamt Straubing-Bogen unter der E-Mail-Adresse: roth.uwe@landkreis-
straubing-bogen.de oder schriftlich beim Landratsamt Straubing-Bogen, Wasserrecht, 
Leutnerstraße 15, 94315 Straubing, den Zugang zur Online-Konsultation beantragen. Dabei 
ist mitzuteilen, woraus sich die Betroffenheit ergibt. 
 

4. Hinweise:  

 

 Die Online-Konsultation ist nicht öffentlich. Die Teilnahme ist beschränkt auf die zur 

Teilnahme an einem Erörterungstermin Berechtigten und sonstige Betroffene. Eine 

unbefugte Weitergabe oder Veröffentlichung der Zugangsdaten ist aus 

datenschutzrechtlichen Gründen nicht gestattet.  
 

 Die Teilnahme an der Online-Konsultation ist nicht verpflichtend. Bei Nichtteilnahme am 

Online-Konsultationsverfahren bleiben fristgerecht eingegangene Einwendungen und 

Stellungnahmen in vollem Umfang bestehen.  
 

 Die Regelungen über die Online-Konsultation lassen den bereits eingetretenen 

Ausschluss von Einwendungen unberührt (§ 5 Abs. 4 Satz 4 PlanSiG).  
 

 Mit dem Abschluss der Online-Konsultation ist das Anhörungsverfahren beendet.  
 

 Die Teilnahme an der Online-Konsultation ist auch durch einen Bevollmächtigten möglich. 

Hierzu ist eine entsprechende Vollmacht auszustellen und dem Landratsamt Straubing-

Bogen, Wasserrecht, Leutnerstraße 15, 94315 Straubing, zuzuleiten. Auf 

Unterschriftlisten oder gleichlautenden Schreiben benannte Vertreter benötigen keine 

Vollmacht. Die Vollmacht ermächtigt zu allen das Verfahren betreffenden 

Verfahrenshandlungen, sofern sich aus ihrem Inhalt nichts anderes ergibt. Insofern wird 

die Anhörungsbehörde auch den weiteren Schriftverkehr nur über die bevollmächtigte 

Person abwickeln.  
 

 Kosten, die durch die Teilnahme an der Online-Konsultation oder durch 

Vertreterbestellung entstehen, können nicht erstattet werden.  
 

  

mailto:roth.uwe@landkreis-straubing-bogen.de
mailto:roth.uwe@landkreis-straubing-bogen.de
mailto:roth.uwe@landkreis-straubing-bogen.de
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 Im Rahmen der Online-Konsultation werden u. a. personenbezogenen Daten im Sinne 

der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. 

April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 

Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-

Grundverordnung – DSGVO) zur Durchführung des Verfahren verarbeitet. Das 

Landratsamt Straubing-Bogen wird alle im Rahmen der Online-Konsultation eingehenden 

Äußerungen dem Vorhabensträger zur Stellungnahme weiterleiten.  
 

 Soweit Name und Anschrift bei der Weiterleitung an die Vorhabenträgerin unkenntlich 

gemacht werden sollen, sind die Gründe mitzuteilen, welche Nachteile durch die 

Weiterleitung der Daten befürchtet werden.  
 

 Der Text der Bekanntmachung wird auch rechtzeitig vor Beginn der Online-Konsultation 

gesondert auf der Internetseite und dem Amtsblatt des Landratsamtes Straubing-Bogen 

sowie der Internetseite der Gemeinde Haibach einsehbar sein.  

 
 
Straubing, 08.07.2024 
Roth 
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Kraftloserklärung 
 

einer verloren gegangenen 
 

Sparurkunde 
 
Die Sparurkunde      
 
 Sparkassenbuch Konto Nr. 3420445369 
                                                    
wird durch den Vorstand der Sparkasse Landshut für kraftlos erklärt, nachdem auf 
das am 28.03.2024 erlassene Aufgebot innerhalb einer Frist von drei Monaten 
Rechte Dritter nicht geltend gemacht wurden. 
 
Das Aufgebot wurde fristgerecht durch Aushang in der Kundenhalle der Sparkasse 
Landshut und durch Veröffentlichung in den zuständigen Amtsblättern gemäß § 12 
der Satzung der Sparkasse Landshut bekannt gemacht. 
 
Landshut, den 04.07.2024 
 
 
Sparkasse Landshut 
 
 
 
Muggenthaler               Gallwitz 
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BEKANNTMACHUNG  
der Haushaltssatzung des Landkreises Straubing-Bogen 

für das Haushaltsjahr 2024 
 

Aufgrund des Art. 57 ff. der Landkreisordnung für den Freistaat Bayern (LKrO) in der derzeit 
geltenden Fassung hat der Kreistag des Landkreises Straubing-Bogen am 18.03.2024 
folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2024 erlassen, die hiermit gemäß Art. 59 
Abs. 3 LKrO amtlich bekanntgemacht wird. 
 

I. 
§ 1 

 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 wird hiermit 
festgesetzt; er schließt 
 

im Verwaltungshaushalt  
          in den Einnahmen und Ausgaben mit 128.789.000 € 
 

im Vermögenshaushalt  
          in den Einnahmen und Ausgaben mit 22.028.300 € 
 

ab. 
 

§ 2 
 

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen wird auf 5.900.000 € festgesetzt. 
 

§ 3 
 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt wird auf 
4.446.000 € festgesetzt. 
 

§ 4 
 

(1) Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs, der nach  
Art. 18 ff. des Finanzausgleichsgesetzes (FAG) umzulegen ist, wird für das 
Haushaltsjahr 2024 auf 68.314.346,66 € (Umlagesoll) festgesetzt. 

 
(2) Die Kreisumlage wird in Hundertsätzen aus nachstehenden Steuerkraftzahlen und 

Schlüsselzuweisungen (Umlagegrundlagen) bemessen: 
 

 
Vom Bayer. Landesamt für Statistik und 
Datenverarbeitung festgestellte Steuerkraftzahlen 

 

der Grundsteuer A 1.972.596 € 
der Grundsteuer B 9.764.816 € 
der Gewerbesteuer 44.318.383 € 
Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 56.984.085 € 
Umsatzsteuerbeteiligung 5.639.656 € 
80 v. H. der Schlüsselzuweisungen, 
auf die die kreisangehörigen Gemeinden 
im Jahre 2022 Anspruch hatten 20.737.498 € 
Summe der Umlagegrundlagen 139.417.034 € 

 
(3) Der Hebesatz für die Kreisumlage wird einheitlich auf 49,00 v. H. festgesetzt. 
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§ 5 

 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem 
Haushaltsplan wird auf 4.000.000 € festgesetzt. 
 

§ 6 
 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2024 in Kraft. 
 

II. 
Die Regierung von Niederbayern als Rechtsaufsichtsbehörde des Landkreises hat mit 
Schreiben vom 28.06.2024, Az.: RNB-12.KR-1512.278-1-7-4, die genehmigungspflichtigen 
Bestandteile der vorstehenden Haushaltssatzung genehmigt.  

 
III. 

Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen und der Haushaltsplan 2024 liegen gemäß Art. 59 
Abs. 3 LKrO ab dem Tag der Bekanntmachung der Satzung bis zur nächsten amtlichen 
Bekanntmachung einer Haushaltssatzung während der allgemeinen Dienststunden im 

Landratsamt Straubing-Bogen in Straubing, Leutnerstraße 15, Zimmer 112, öffentlich zur 
Einsichtnahme auf. 
 
Straubing, 08.07.2024 
Landratsamt Straubing-Bogen 
 
gez. 
________________________ 
Laumer 
Landrat

 

 

 


